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2005
Gesetz 

zum Bürokratieabbau in der Modellregion 
Ostwestfalen-Lippe 

(Bürokratieabbaugesetz OWL)
Vom 16. März 2004

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zum Bürokratieabbau in der Modellregion 

Ostwestfalen-Lippe 
(Bürokatieabbaugesetz OWL)

§ 1 

Modellklausel

In der Modellregion Ostwestfalen-Lippe werden zum
Zwecke des Bürokratieabbaus über einen Zeitraum von
drei Jahren Vorschriften – Gesetze, Verordnungen und
Erlasse – außer Kraft gesetzt oder modifiziert, um zu
erproben, ob damit unternehmerisches Handeln erleich-
tert, Existenzgründungen gefördert und die wirtschaftli-
che Entwicklung in der Modellregion insgesamt voran
getrieben werden kann. Die Innovationsvorschläge zur
Entbürokratisierung und Deregulierung sollen, soweit sie
erfolgreich sind, nach Abschluss der Modellphase landes-
weit in Dauerrecht übernommen werden.

§ 2 

Räumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich dieses Gesetzes erstreckt sich auf
die Modellregion Ostwestfalen-Lippe. Die Modellregion
Ostwestfalen-Lippe umfasst das Gebiet des Regierungs-
bezirks Detmold.

§ 3 

Sachlicher Geltungsbereich

In der Modellregion Ostwestfalen-Lippe gelten die fol-
genden Vorschriften mit folgender Maßgabe:

1. Gesetz über die Organisation der Landesverwaltung –
Landesorganisationsgesetz (LOG NRW) – vom 10. Juli
1962 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 17. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 808):

Abweichend von § 9 wird für die Modellregion ein
staatliches Amt für Umwelt und Arbeitsschutz als
untere staatliche Verwaltungsbehörde durch Auflö-
sung der staatlichen Umweltämter und der staatlichen
Ämter für Arbeitsschutz sowie Zusammenführung der
Aufgaben dieser Ämter und der entsprechenden Auf-
gaben der Bezirksregierung Detmold (mit Ausnahme
ihrer Aufsichtsfunktionen) gegründet. 

Die bisherige Dienst- und Fachaufsicht bleibt unbe-
rührt.

2. Landesplanungsgesetz (LPlG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11. Februar 2001 (GV. NRW.
S. 50), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezem-
ber 2003 (GV. NRW. S. 808):

Abweichend von § 16 Abs. 1 bedürfen Änderungen des
Gebietsentwicklungsplanes nach § 15 Abs. 4 Satz 1
nicht der Genehmigung der Landesplanungsbehörde.
Die Änderungen sind von der Bezirksplanungsbehörde
der Landesplanungsbehörde anzuzeigen. Sie werden
nach § 16 Abs. 2 bekannt gemacht, wenn die Landes-
planungsbehörde nicht innerhalb von 2 Monaten nach
Anzeige der Änderungen Einwendungen erhoben hat.

3. Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
September 1995 (GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81,
S. 141, S. 216 und S. 355), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766):

a) Abweichend von § 25 Abs. 2 Satz 2 gilt die Zustim-
mung als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines
Monats nach Eingang der erforderlichen Antrags-
unterlagen bei der Straßenbaubehörde unter Anga-
ben von Gründen versagt wird.

b) Abweichend von § 28 Abs. 1 Satz 3 soll die Stra-
ßenbaubehörde für nichtamtliche Hinweiszeichen
bis zu einer Größe von 1 m2 und für Anlagen gemäß
§ 13 Abs. 3 Nrn. 1 und 2 der Landesbauordnung
und für Werbeanlagen an Fahrgastunterständen
des öffentlichen Personenverkehrs oder der Schü-
lerbeförderung Ausnahmen vom Verbot des Satzes
1 zulassen, wenn eine konkrete Beeinträchtigung
der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs nicht
zu erwarten ist.

4. Landeshaushaltsordnung (LHO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW.
S. 158), zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. Juli 2002
(GV. NRW. S. 284):

Abweichend von § 63 Abs. 3 und Abs. 4 können die
Hochschulen des Landes natürlichen oder juristischen
Personen des privaten Rechts zum Zwecke der Exis-
tenzgründung aus der Hochschule heraus oder hoch-
schulnahen Einrichtungen (Verwertungsgesellschaften)
zum Zwecke des Forschungs- und Technologietrans-
fers Vermögensgegenstände für ein pauschal zu bemes-
sendes Entgelt zur Nutzung überlassen. Das Nähere
regelt das Ministerium für Wissenschaft und For-
schung im Einvernehmen mit dem Finanzministerium.

5. a) Gesetz über die Landesvermessung und das Lie-
genschaftskataster (Vermessungs- und Katasterge-
setz – VermKatG NW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 30. Mai 1990 (GV. NRW. S. 360):

Abweichend von § 12 Abs. 5 können auch Notare
das Liegenschaftskataster nach Maßgabe einer
Rechtsverordnung gemäß § 9 Abs. 2 Datenschutz-
gesetz Nordrhein-Westfalen mit Hilfe automati-
sierter Abrufverfahren einsehen und Auszüge da-
raus erhalten.

b) Vierte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes
über die Landesvermessung und das Liegen-
schaftskataster – KatasterdatenübermittlungsVO –
(LikaDÜV NW) vom 17. Oktober 1994 (GV. NRW.
1995 S. 51):

Abweichend von § 1 Abs. 1 und 2 sind öffentlich be-
stellte Vermessungsingenieure und Notare in Erfül-
lung ihrer Aufgaben befugt, auch unter Nutzung von
Netzwerktechnologien (z.B. Internet) auf das Liegen-
schaftskataster zuzugreifen, wenn durch das zum Ein-
satz kommende System die Identität des Benutzers
verlässlich feststellbar und die unverfälschte Daten-
übertragung (Integrität) sicher gestellt sind. Die
Unversehrtheit des Originaldatenbestandes ist ständig
zu gewährleisten. Auf die Daten der Punktdatei und
des Katasterzahlenwerks dürfen nur die öffentlich
bestellten Vermessungsingenieure zugreifen. Absatz 5
gilt entsprechend.

6. Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsord-
nung (AG VwGO) vom 26. März 1960 (GV. NRW. S. 47,
ber. S. 68), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.
November 2003 (GV. NRW. S. 715):

Abweichend von § 6 Abs. 1 bedarf es einer Nachprü-
fung in einem Vorverfahren nach § 68 der Verwal-
tungsgerichtsordnung auch in folgenden Fällen nicht:

1. bei Entscheidungen nach dem Arbeitsschutzgesetz
und den dazu ergangenen Rechtsverordnungen,

2. bei Entscheidungen nach der Gewerbeordnung und
den dazu ergangenen Rechtsverordnungen,

3. bei Entscheidungen nach dem Gerätesicherheitsge-
setz und den dazu ergangenen Rechtsverordnungen,

4. bei Entscheidungen nach dem Arbeitszeitgesetz und
den dazu ergangenen Rechtsverordnungen, 

5. bei Entscheidungen nach dem Gesetz über Betriebs-
ärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte
für Arbeitssicherheit,

wenn jeweils die Behörde, die den angegriffenen Ver-
waltungsakt erlassen hat oder den begehrten Verwal-
tungsakt nicht erlassen hat, ihren Sitz in dem in § 2
dieses Gesetzes bezeichneten Gebiet hat.

Dies gilt nicht, soweit Bundesrecht die Durchführung
eines Vorverfahrens vorschreibt, sowie für die Bewer-
tung einer Leistung im Rahmen einer berufsbezogenen
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Prüfung und für Verwaltungsakte, die vor dem 19.
April 2004 dem jeweiligen Adressaten bekannt gege-
ben worden sind.

§ 4

In-Kraft-Treten; Außer-Kraft-Treten;
Evaluierung

(1) Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach der Verkündung in
Kraft.

(2) Dieses Gesetz tritt 3 Jahre nach dem Zeitpunkt des
In-Kraft-Tretens außer Kraft. Für Verwaltungsakte, die
vor dem Außer-Kraft-Treten dieses Gesetzes dem jeweili-
gen Adressaten bekannt gegeben worden sind, findet das
Gesetz weiterhin Anwendung.

(3) Die Auswirkungen dieses Gesetzes werden durch die
Landesregierung überprüft.

Düsseldorf, den 16. März 2004

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Innenminister
zugleich für den Finanzminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

Der Justizminister

Wolfgang  G e r h a r d s

Der Minister
für Wirtschaft und Arbeit

Harald  S c h a r t a u

Die Ministerin
für Wissenschaft
und Forschung

Hannelore  K r a f t

Der Minister
für Städtebau und Wohnen,

Kultur und Sport

Dr. Michael  V e s p e r

Die Ministerin
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Bärbel  H ö h n

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung

Dr. Axel  H o r s t m a n n

– GV. NRW. 2004 S. 134
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Gesetz 
zur Anpassung des Landesrechts 

an das Verjährungsrecht des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs in der seit dem 1. Januar 2002 

geltenden Fassung
Vom 16. März 2004

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Anpassung des Landesrechts 

an das Verjährungsrecht des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs in der seit dem 1. Januar 2002 

geltenden Fassung

2060
Artikel 1

Ordnungsbehördengesetz

Das Ordnungsbehördengesetz (OBG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW.
S. 528), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juli 2003
(GV. NRW. S. 410), wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden in der Angabe zu § 51
ein Semikolon und die Wörter „Übergangsvorschrift
zu § 41“ angefügt.

2. § 41 wird wie folgt gefasst:

„§ 41

Verjährung des Entschädigungsanspruchs

Für die Verjährung des Entschädigungsanspruchs gel-
ten die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs
über die Verjährung von Schadensersatzansprüchen
entsprechend.“

3. Dem § 51 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) § 41 in der seit dem 1. Mai 2004 geltenden Fassung
findet auf die an diesem Tag bestehenden und noch
nicht verjährten Ansprüche Anwendung. Artikel 229
§ 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 4 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuche findet entsprechende
Anwendung mit der Maßgabe, dass an die Stelle des
Bürgerlichen Gesetzbuchs § 41 dieses Gesetzes, an die
Stelle des 31. Dezember 2001 der 30. April 2004 und
an die Stelle des 1. Januar 2002 der 1. Mai 2004 tritt.“

33
Artikel 2

Gesetz über die Rechtsanwaltsversorgung

Das Gesetz über die Rechtsanwaltsversorgung (RAVG
NW) vom 6. November 1984 (GV. NRW. S. 684), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 20. April 1999 (GV. NRW.
S. 154), wird wie folgt geändert:

1. § 9 wird wie folgt gefasst:

„§ 9

Verjährung

Für die Verjährung der satzungsgemäßen Ansprüche
auf Leistungen und Beiträge gelten die Vorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend.“

2. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Über-
gangsregelungen“.

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) § 9 in der seit dem 1. Mai 2004 geltenden Fas-
sung findet auf die an diesem Tag bestehenden und
noch nicht verjährten Ansprüche Anwendung.
Artikel 229 § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und 4 des Ein-
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche
findet entsprechende Anwendung mit der Maß-
gabe, dass an die Stelle des Bürgerlichen Gesetz-
buchs § 9 dieses Gesetzes, an die Stelle des 31.
Dezember 2001 der 30. April 2004 und an die Stelle
des 1. Januar 2002 der 1. Mai 2004 tritt.“

33
Artikel 3

Gesetz über das Notarversorgungswerk Köln

Das Gesetz über das Notarversorgungswerk Köln
(NotVG NW) vom 4. November 1986 (GV. NRW. S. 680,
ber. S. 744), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. April
1999 (GV. NRW. S. 154), wird wie folgt geändert:

1. § 9 wird wie folgt gefasst:

„§ 9

Verjährung

Für die Verjährung der satzungsgemäßen Ansprüche
auf Leistungen und Beiträge gelten die Vorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend.“

2. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Über-
gangsregelungen“.
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b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) § 9 in der seit dem 1. Mai 2004 geltenden Fas-
sung findet auf die an diesem Tag bestehenden und
noch nicht verjährten Ansprüche Anwendung.
Artikel 229 § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und 4 des Ein-
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche
findet entsprechende Anwendung mit der Maß-
gabe, dass an die Stelle des Bürgerlichen Gesetz-
buchs § 9 dieses Gesetzes, an die Stelle des 31.
Dezember 2001 der 30. April 2004 und an die Stelle
des 1. Januar 2002 der 1. Mai 2004 tritt.“

33
Artikel 4

Gesetz über die Versorgung 
der Steuerberaterinnen und Steuerberater

Das Gesetz über die Versorgung der Steuerberaterin-
nen und Steuerberater vom 10. November 1998 (GV.
NRW. S. 661), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. De-
zember 2003 (GV. NRW. S. 778), wird wie folgt geändert:

1. § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11

Verjährung

Für die Verjährung der satzungsgemäßen Ansprüche
auf Leistungen und Beiträge gelten die Vorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend.“

2. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Über-
gangsregelungen“.

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) § 11 in der seit dem 1. Mai 2004 geltenden Fas-
sung findet auf die an diesem Tag bestehenden und
noch nicht verjährten Ansprüche Anwendung.
Artikel 229 § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und 4 des Ein-
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche
findet entsprechende Anwendung mit der Maß-
gabe, dass an die Stelle des Bürgerlichen Gesetz-
buchs § 11 dieses Gesetzes, an die Stelle des 31.
Dezember 2001 der 30. April 2004 und an die Stelle
des 1. Januar 2002 der 1. Mai 2004 tritt.“

40
Artikel 5

Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch

Das Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch
vom 20. September 1899 (PrGS. S. 177), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 25. September 2001 (GV. NRW. S. 708),
wird wie folgt geändert:

1. Artikel 8 wird wie folgt gefasst:

„Die Verjährung von Ansprüchen

1. der Kirchen, der Geistlichen und der sonstigen Kir-
chenbeamten wegen der Gebühren für kirchliche
Handlungen,

2. auf Zahlung der von einer Verwaltungsbehörde,
einem Verwaltungsgericht oder einer Auseinander-
setzungsbehörde nicht oder zu wenig eingezogenen
Kosten,

3. der Ortsbehörden wegen der Gebühren für Hand-
lungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder für
ihre Tätigkeit als gerichtliche Hilfsbeamte,

4. auf Rückerstattung von Kosten, die von einer
öffentlichen Behörde mit Unrecht erhoben sind,

5. auf Rückstände von Verkehrsabgaben, die infolge
einer besonderen Berechtigung an Privatpersonen
zu entrichten sind,

richtet sich, soweit sie nicht in anderen Gesetzen gere-
gelt ist, nach den Vorschriften des Bürgerlichen
Gesetzbuchs in entsprechender Anwendung.“

2. Artikel 9 wird aufgehoben.

3. Artikel 15 § 7 wird wie folgt geändert:

a) Die Wörter „Unterlässt der Verpflichtete die Be-
wirkung einer vertragsmäßigen Leistung“ werden
durch die Wörter „Erbringt der Verpflichtete eine

fällige Leistung nicht oder nicht vertragsgemäß,
oder braucht er sie nach § 275 Abs. 1 bis 3 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs nicht zu erbringen“ ersetzt.

b) Die Wörter „wegen der Nichterfüllung oder des
Verzugs nach § 325 Abs. 2 oder § 326“ werden
durch die Wörter „nach § 323 oder § 326 Abs. 5“
ersetzt.

4. In Artikel 29 § 5 Abs. 1 wird die Angabe „§ 497 Abs. 1
und der §§ 498 bis 502“ durch die Angabe „§ 456
Abs. 1 und der §§ 457 bis 461“ ersetzt.

5. Nach Artikel 87 wird folgender Artikel 88 eingefügt:

„Artikel 88

Artikel 8 in der seit dem 1. Mai 2004 geltenden Fas-
sung findet auf die an diesem Tag bestehenden und
noch nicht verjährten Ansprüche Anwendung. Artikel
229 § 6 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 bis 4 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche findet
entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, dass an
die Stelle des Bürgerlichen Gesetzbuchs Artikel 8 die-
ses Gesetzes, an die Stelle des 1. Januar 2002 der
1. Mai 2004 und an die Stelle des 31. Dezember 2001
der 30. April 2004 tritt.“

40
Artikel 6

Nachbarrechtsgesetz

Das Nachbarrechtsgesetz (NachbG NW) vom 15. April
1969 (GV. NRW. S. 190), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 7. März 1995 (GV. NRW. S. 193), wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Abkürzung wird wie folgt gefasst: „NachbG
NRW“. 

2. § 3 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der Anspruch unterliegt nicht der Verjährung.“

3. In § 36 Abs. 4 wird das Semikolon durch einen Punkt
ersetzt und der zweite Halbsatz gestrichen.

4. § 47 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Anspruch auf Beseitigung einer Anpflanzung,
mit der ein geringerer als der in den §§ 40 bis 44 und
46 vorgeschriebene Abstand eingehalten wird, ist aus-
geschlossen, wenn der Nachbar nicht binnen sechs
Jahren nach dem Anpflanzen Klage auf Beseitigung
erhoben hat. Der Anspruch unterliegt nicht der Ver-
jährung.“ 

5. § 51 wird aufgehoben.

6. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Die Verjährung von Ansprüchen auf Schadens-
ersatz und anderen, auf Geld gerichteten Ansprü-
chen nach diesem Gesetz, die am 1. Mai 2004 beste-
hen und noch nicht verjährt sind, richtet sich allein
nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buchs. Der Beginn der Verjährung bestimmt sich
jedoch für die Zeit vor dem 1. Mai 2004 nach § 51
dieses Gesetzes in der bis zu diesem Tag geltenden
Fassung. Ist die Verjährungsfrist nach dem Bürger-
lichen Gesetzbuch kürzer als nach § 51 dieses
Gesetzes in der bis zum 1. Mai 2004 geltenden Fas-
sung, so wird die kürzere Frist von dem 1. Mai 2004
an berechnet. Läuft jedoch die in § 51 dieses Geset-
zes in der bis zum 1. Mai 2004 geltenden Fassung
bestimmte längere Frist früher als die im Bürgerli-
chen Gesetzbuch bestimmte kürzere Frist ab, so ist
die Verjährung mit dem Ablauf der längeren Frist
vollendet.“

7122
Artikel 7

Gesetz über die Versorgung 
der Wirtschaftsprüfer und 
der vereidigten Buchprüfer

Das Gesetz über die Versorgung der Wirtschaftsprüfer
und der vereidigten Buchprüfer (WPVG NW) vom 6. Juli
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1993 (GV. NRW. S. 418), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 20. April 1999 (GV. NRW. S. 154), wird wie folgt
geändert:

1. § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10

Verjährung

Für die Verjährung der satzungsgemäßen Ansprüche
auf Leistungen und Beiträge gelten die Vorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend.“

2. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Über-
gangsregelungen“.

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) § 10 in der seit dem 1. Mai 2004 geltenden Fas-
sung findet auf die an diesem Tag bestehenden und
noch nicht verjährten Ansprüche Anwendung.
Artikel 229 § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und 4 des Ein-
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche
findet entsprechende Anwendung mit der Maß-
gabe, dass an die Stelle des Bürgerlichen Gesetz-
buchs § 10 dieses Gesetzes, an die Stelle des 31.
Dezember 2001 der 30. April 2004 und an die Stelle
des 1. Januar 2002 der 1. Mai 2004 tritt.“

7134
Artikel 8

Vermessungs- und Katastergesetz

Das Vermessungs- und Katastergesetz (VermKatG NW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 1990
(GV. NRW. S. 360) wird wie folgt geändert:

§ 4 Abs. 3 Satz 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 197 Abs. 1 Nr. 3 bis 5, Abs. 2, §§ 198, 201 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs sowie dessen Bestimmungen über
Hemmung, Ablaufhemmung und Neubeginn der Verjäh-
rung und über Rechtsfolgen der Verjährung sind entspre-
chend anzuwenden.“

Artikel 9
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 2004 in Kraft. 

Düsseldorf, den 16. März 2004

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Innenminister
zugleich für den Finanzminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

Der Justizminister

Wolfgang  G e r h a r d s

Der Minister
für Wirtschaft und Arbeit

Harald  S c h a r t a u

Die Ministerin
für Gesundheit, Soziales,

Frauen und Familie

Birgit  F i s c h e r

Der Minister
für Städtebau und Wohnen,

Kultur und Sport

Dr. Michael  V e s p e r

Die Ministerin
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Bärbel  H ö h n

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung

Dr. Axel  H o r s t m a n n

– GV. NRW. 2004 S. 135
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Zweites Gesetz 

über den Abbau der Fehlsubventionierung 
im Wohnungswesen für das Land 

Nordrhein-Westfalen (2. AFWoG NRW)
Vom 16. März 2004

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Zweites Gesetz 
über den Abbau der Fehlsubventionierung 

im Wohnungswesen für das Land 
Nordrhein-Westfalen (2. AFWoG NRW)

Artikel 1

(1) Inhaber von 

a) öffentlich geförderten Wohnungen im Sinne des Woh-
nungsbindungsgesetzes (WoBindG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. September 2001 (BGBl. I
S. 2404), mit Ausnahme der Wohnungen, die in § 50
Abs. 1 Nrn. 3 und 4 des Gesetzes über die soziale
Wohnraumförderung (Wohnraumförderungsgesetz –
WoFG) vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2376),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Dezember 2003
(BGBl. I S. 3076, 3080), genannt sind, 

b) mit Wohnungsfürsorgemitteln geförderten Wohnungen
im Sinne der §§ 87a und 111 Zweites Wohnungsbauge-
setz (II. WoBauG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 19. August 1994 (BGBl. I S. 2137), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz zur Reform des Wohnungsbau-
rechts vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2376),
solange die bei der Bewilligung begründete Mietpreis-
bindung besteht,

c) Ersatzwohnungen, auf die Belegungs- und Mietbin-
dungen gemäß § 31 WoFG übergegangen sind,

d) geförderten Wohnungen im Sinne des WoFG mit Aus-
nahme von 

– selbstnutzenden Eigentümern  in Eigenheimen,
Eigensiedlungen oder Eigentumswohnungen,

– selbstnutzenden Eigentümern in Mietwohngebäu-
den, welche durch die Schaffung einer weiteren
Wohnung die Eigenschaft als Eigenheim verloren
haben,

– selbstnutzenden Eigentümern, die mindestens vier
geförderte Wohnungen geschaffen haben,

– selbstnutzenden Eigentümern in Mietwohngebäu-
den, wenn der auf die selbst genutzte Wohnung ent-
fallende Anteil der als Darlehen gewährten Förder-
mittel zurückgezahlt worden ist,

– Bergarbeiter in Bergarbeiterwohnungen, sofern sie
wohnberechtigt im Sinne des § 4 Abs. 1 Buchstaben
a, b, oder c des Gesetzes zur Förderung des Bergar-
beiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 1997
(BGBl. I S. 1942) sind,

– Inhabern von Wohnungen, deren Belegungs- und/
oder Mietpreisbindungen ausschließlich auf einer
Modernisierungsförderung beruhen,

haben nach Maßgabe des Gesetzes über den Abbau der
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen (AFWoG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Septem-
ber 2001 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022, 3062),
sowie der §§ 34 bis 37 WoFG und dieses Gesetzes als
Subventionsabschöpfungsabgabe eine Ausgleichszah-
lung zu leisten. Den in Satz 1 Buchstabe d genannten
Eigentümern stehen Erbbauberechtigte im Sinne der
Verordnung über das Erbbaurecht vom 15. Januar
1919 (BGBl. III 403-6) sowie Erwerber gleich, zu deren
Gunsten eine Auflassungsvormerkung (§ 883 BGB)
eingetragen ist.
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(2) Für Inhaber von Wohnungen nach Absatz 1 Buch-
staben c und d gilt Artikel 2 dieses Gesetzes mit folgen-
den Maßgaben:

1. Anstelle des zulässigen Entgelts gilt die gemäß Förder-
zusage (§ 28 Abs. 1 WoFG) höchstens zulässige Miete.

2. Die Nummer 2 ist nicht anwendbar.

3. Liegt einer der in Nummer 2 Abs. 1 Ziffer 6 Buchstabe
c, Ziffern 9 bis 12 (analog) oder Absatz 3 als Ausnahme
von der Leistungspflicht genannten Tatbestände vor,
so begründet dies abweichend von § 37 Abs. 2 Satz 1
WoFG auf der Grundlage des § 37 Abs. 2 Satz 4 WoFG
innerhalb des in Nummer 4 Buchstabe b Satz 4
genannten Zeitraums einen Herabsetzungstatbestand
von Amts wegen. Liegt einer der Tatbestände nach
Artikel 2 Nr. 7 Abs. 2 vor, so begründet dies abwei-
chend von § 37 Abs. 2 Satz 1 WoFG auf der Grundlage
des § 37 Abs. 2 Satz 4 WoFG innerhalb des in Nummer
4 Buchstabe b Satz 4 genannten Zeitraums einen
Herabsetzungstatbestand analog Artikel 2 Nr. 7 im
Rahmen eines Antragsverfahrens. Die Leistungs-
pflicht entfällt in den Fällen der Sätze 1 und 2 ab Vor-
liegen des Tatbestandes, frühestens vom Beginn des
Leistungszeitraums an. Für den Wegfall und die Min-
derung der Ausgleichszahlung gilt im Übrigen anstelle
des § 37 Abs. 2 Satz 1 WoFG die Regelung des Artikels
2 Nr. 7 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 2 Nr. 3 Buch-
stabe b Ziffer 2 sinngemäß entsprechend.

4. Wenn aus der Sicht des Stichtages nach der Lebenser-
fahrung ein konkreter Anlass zu der Annahme berech-
tigt, dass sich die Einkommensverhältnisse im Ver-
laufe des Leistungszeitraums erheblich verändern
werden, so kann die zuständige Stelle abweichend von
Artikel 2 Nr. 4 Buchstabe c den Leistungsbescheid
gemäß § 36 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz für
das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) mit
einem Widerrufsvorbehalt versehen und gemäß § 49
Abs. 1 VwVfG NRW widerrufen. Nach einem Auffor-
derungsverfahren nach Artikel 2 Nr. 5 Abs. 1 kann an
seiner Stelle ein neuer Leistungsbescheid erlassen
werden, dem die Verhältnisse im Zeitpunkt der Auf-
forderung zugrunde liegen.

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, die Gemeinden
zu bestimmen, in denen die Voraussetzungen für die Erhe-
bung der Ausgleichszahlung nach § 1 Abs. 4 AFWoG und
§ 34 Abs. 2 WoFG gegeben sind. Gebietsbestimmungen nach
Absatz 4 gelten bis zu einer Neuregelung auch für Wohnun-
gen im Sinne von Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c und d.

(4) Soweit Gemeinden aufgrund des § 1 Abs. 4 AFWoG
in der bis zum 16. Juni 1989 geltenden Fassung bestimmt
sind, gelten sie nach Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juni
1989 (BGBl. I S. 1058) als nach § 1 Abs. 4 AFWoG
bestimmt. Die aufgrund der Artikel 1 und 2 Nr. 5 Buch-
stabe b AFWoG NRW vom 31. Oktober 1989 (GV. NRW.
S. 530) getroffenen Gebietsbestimmungen gelten bis zu
einer Neuregelung nach Absatz 3 fort. 

(5) Inhaber einer öffentlich geförderten oder nach dem
WoFG geförderten Wohnung ist jeder, der die Wohnung
nicht nur vorübergehend nutzt.

(6) Dieses Gesetz gilt gemäß §§ 17 und 34 Abs. 1 in Ver-
bindung mit § 32 Abs. 6 WoFG entsprechend für einzelne
Wohnräume. Es gilt nicht für Wohnheime.

Artikel 2

Anstelle von Vorschriften des AFWoG und Regelungen
der §§ 34 bis 37 WoFG wird bestimmt:

1. Abweichend von § 1 Abs. 3 AFWoG und aufgrund des
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 3 Satz 1 WoFG gilt:

(1) Die Ausgleichszahlung wird in Höhe des Unter-
schiedsbetrages zwischen dem für die Wohnung zuläs-
sigen Entgelt und dem für sie geltenden Höchstbetrag
erhoben. Sie beträgt jedoch höchstens monatlich je
Quadratmeter Wohnfläche

1. 0,35 Euro, wenn die Einkommensgrenze um mehr
als 20 v. H., jedoch nicht mehr als 30 v. H. über-
schritten wird,

2. 0,75 Euro, wenn die Einkommensgrenze um mehr
als 30 v. H., jedoch nicht mehr als 40 v. H. über-
schritten wird, 

3. 1,50 Euro, wenn die Einkommensgrenze um mehr
als 40 v. H., jedoch nicht mehr als 50 v. H. über-
schritten wird,

4. 2,00 Euro, wenn die Einkommensgrenze um mehr
als 50 v. H., jedoch nicht mehr als 60 v. H. über-
schritten wird,

5. 2,50 Euro, wenn die Einkommensgrenze um mehr
als 60 v. H., jedoch nicht mehr als 70 v. H. über-
schritten wird,

6. 3,00 Euro, wenn die Einkommensgrenze um mehr
als 70 v. H., jedoch nicht mehr als 80 v. H. über-
schritten wird,

7. 3,50 Euro, wenn die Einkommensgrenze um mehr
als 80 v. H. überschritten wird.

Maßgebend sind das zulässige Entgelt und der Höchst-
betrag zu Beginn des Leistungszeitraums.

(2) Als zulässiges Entgelt gilt das zu Beginn des Leis-
tungszeitraums zu zahlende Entgelt ohne Betriebskos-
ten, Vergütungen und Zuschläge, mit Ausnahme

– des Modernisierungszuschlages nach § 6 Abs. 2
NMV 1970 (§ 26 Abs. 1 Nr. 4 NMV 1970),

– des Zuschlages nach § 4 Abs. 6 Satz 2 NMV 1970,
wenn eine Erhöhung der laufenden Aufwendungen
auf Umständen beruht, die nur in der Person einzel-
ner Mieter begründet sind und nicht sämtliche Woh-
nungen betreffen (§ 26 Abs. 1 Nr. 4 NMV 1970),

– des Zuschlages nach § 8 Abs. 2 NMV 1970, wenn nur
ein Teil der Wohnungen um weitere Wohnräume ver-
größert worden ist (§ 26 Abs. 1 Nr. 4 NMV 1970),

– des Zuschlages nach § 26 Abs. 6 NMV 1970 für
Nebenleistungen des Vermieters, die die Wohnraum-
benutzung betreffen, aber nicht allgemein üblich
sind oder nur einzelnen Mietern zugute kommen
(§ 26 Abs. 1 Nr. 5 NMV 1970),

– des Zuschlages nach § 26 Abs. 7 NMV 1970, wenn
durch den Ausbau von Zubehörräumen preisgebun-
dene Wohnungen oder einzelne Räume gemäß § 7
Abs. 2, 3 oder 5 NMV 1970 geschaffen worden sind
und durch den Ausbau die bisherigen Zubehörräume
öffentlich geförderter Wohnungen ganz oder teil-
weise weggefallen sind und hierfür kein gleichwerti-
ger Ersatz geschaffen worden ist (§ 26 Abs. 1 Nr. 6
NMV 1970).

Übersteigt das zu zahlende Entgelt das preisrechtlich
zulässige Entgelt um mehr als 5 v.H. oder unterschrei-
tet es das preisrechtlich zulässige Entgelt, so gilt
jeweils das preisrechtlich zulässige Entgelt. Nutzt der
Eigentümer oder der sonstige Verfügungsberechtigte
die Wohnung selbst, so ist als zulässiges Entgelt das
preisrechtlich zulässige Entgelt zugrunde zu legen.

Enthält das zu zahlende Entgelt keine oder verringerte
Kostenanteile für Anlagen oder Einrichtungen (z.B.
Heizung), so gilt als zulässiges Entgelt das Entgelt, das
unter Einbeziehung der Kosten, Finanzierungsmittel
und laufenden Aufwendungen der Anlagen oder Ein-
richtungen zu erheben wäre.

(3) Als Höchstbetrag ist grundsätzlich die Obergrenze
der in dem örtlich geltenden Mietspiegel gemäß
§§ 558c oder 558d in Verbindung mit § 558 Abs. 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs enthaltenen Mietspanne für
vergleichbaren Wohnraum ohne Betriebskosten, Zu-
schläge und Vergütungen zugrunde zu legen. Ist ein
Mietspiegel nicht vorhanden oder ein vorhandener
Mietspiegel nicht anwendbar oder entspricht die
Obergrenze der in dem Mietspiegel enthaltenen Miet-
spanne nicht der bei Neuvermietung einer Vergleichs-
wohnung tatsächlich rechtmäßig erzielbaren ortsübli-
chen Vergleichsmiete, so ist an seiner Stelle die erziel-
bare ortsübliche Vergleichsmiete als Höchstbetrag
zugrunde zu legen.

(4) Die nach Absatz 1 ermittelte monatliche Aus-
gleichszahlung ist zu verringern im Fall von

a) Ziffer 1 auf den zwölften Teil des Betrages, um den
das Gesamteinkommen die um 20 v.H. erhöhte Ein-
kommensgrenze übersteigt, 
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b) Ziffer 2 auf 0,35 Euro je Quadratmeter Wohnfläche
monatlich, zuzüglich des zwölften Teils des Betra-
ges, um den das Gesamteinkommen die um 30 v. H.
erhöhte Einkommensgrenze übersteigt,

c) Ziffer 3 auf 0,75 Euro je Quadratmeter Wohnfläche
monatlich, zuzüglich des zwölften Teils des Betra-
ges, um den das Gesamteinkommen die um 40 v. H.
erhöhte Einkommensgrenze übersteigt,

d) Ziffer 4 auf 1,50 Euro je Quadratmeter Wohnfläche
monatlich, zuzüglich des zwölften Teils des Betra-
ges, um den das Gesamteinkommen die um 50 v. H.
erhöhte Einkommensgrenze übersteigt,

e) Ziffer 5 auf 2,00 Euro je Quadratmeter Wohnfläche
monatlich, zuzüglich des zwölften Teils des Betra-
ges, um den das Gesamteinkommen die um 60 v. H.
erhöhte Einkommensgrenze übersteigt,

f) Ziffer 6 auf 2,50 Euro je Quadratmeter Wohnfläche
monatlich, zuzüglich des zwölften Teils des Betra-
ges, um den das Gesamteinkommen die um 70 v. H.
erhöhte Einkommensgrenze übersteigt,

g) Ziffer 7 auf 3,00 Euro je Quadratmeter Wohnfläche
monatlich, zuzüglich des zwölften Teils des Betra-
ges, um den das Gesamteinkommen die um 80 v. H.
erhöhte Einkommensgrenze übersteigt.

Erst auf diese verringerte Ausgleichszahlung ist die
Beschränkungsregelung des Absatzes 1 anzuwenden.

2. Anstelle von § 2 AFWoG gilt:

(1) Eine Ausgleichszahlung ist nicht zu leisten, wenn

1. es sich um

a) eine Wohnung in einem Eigenheim (§ 9 II.
WoBauG in der bis zum 31. Dezember 2001 gel-
tenden Fassung)

b) eine Wohnung in einer Eigensiedlung (§ 10 II.
WoBauG in der bis zum 31. Dezember 2001 gel-
tenden Fassung),

c) eine Eigentumswohnung (§ 12 II. WoBauG in der
bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung)

handelt, die vom Eigentümer oder Erbbauberech-
tigten selbstgenutzt wird.

§ 1 Abs. 2 Satz 3 AFWoG bleibt unberührt. Dem
Eigentümer stehen der Erbbauberechtigte im Sinne
der Verordnung über das Erbbaurecht vom 15.
Januar 1919 (BGBl. III 403-6) sowie der Erwerber
gleich, zu dessen Gunsten eine Auflassungsvormer-
kung (§ 883 BGB) eingetragen ist;

2. es sich um eine vom Eigentümer selbstgenutzte
Wohnung in einem Wohngebäude handelt und die
Eigenschaft als Eigenheim nach § 9 II. WoBauG in
der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung
durch die Schaffung einer weiteren Wohnung (z. B.
Dachgeschossausbau) entfallen ist. Ziffer 1 Satz 3
gilt entsprechend;

3. es sich um eine andere Wohnung handelt, die vom
Eigentümer selbstgenutzt wird, der auf diese Woh-
nung entfallende Anteil der als Darlehen gewähr-
ten öffentlichen Mittel zurückgezahlt worden ist
und der anteilige Zuschussbetrag nicht mehr
gezahlt wird; das gleiche gilt, wenn die Wohnung
ausschließlich mit nichtöffentlichen Mitteln im
Sinne des § 6 Abs. 2 II. WoBauG in der bis zum 31.
Dezember 2001 geltenden Fassung oder sowohl mit
öffentlichen als auch nichtöffentlichen Mitteln
gefördert worden ist. Ziffer 1 Satz 3 gilt entspre-
chend;

4. es sich um eine Wohnung handelt, die vom Eigentü-
mer, der mindestens vier geförderte Wohnungen
geschaffen hat, selbst genutzt wird. Ziffer 1 Satz 3
gilt entsprechend;

5. ein Wohnungsinhaber Wohngeld erhält;

6. ein Wohnungsinhaber

a) laufende Leistungen zum Lebensunterhalt nach
dem Bundessozialhilfegesetz oder Leistungen
der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Zwölf-
ten Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) oder

b) ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach
§ 27a des Bundesversorgungsgesetzes oder

c) Leistungen der Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung nach dem Gesetz über
eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung (GSiG) vom 26. Juni
2001 (BGBl. I S. 1310, 1335), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I
S. 2954, 2982), oder dem Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB XII) oder

d) Arbeitslosenhilfe nach §§ 190 bis 195 des Drit-
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) oder
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB
II)

erhält und daneben keine Einkünfte erzielt wer-
den, bei deren Berücksichtigung eine Ausgleichs-
zahlung zu leisten wäre;

7. ein Wohnungsinhaber einer nach dem Gesetz zur
Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues im
Kohlenbergbau in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juli 1997 (BGBl. I S. 1942), zuletzt
geändert durch die Achte Zuständigkeitsanpas-
sungsverordnung vom 25. November 2003 (BGBl.
I S. 2304), oder einer vor dem 15. Februar 1952
mit Landesmitteln für Bergarbeiter geförderten
Wohnung wohnberechtigt im Sinne des § 4 Abs. 1
Buchstaben a, b oder c des genannten Gesetzes
ist;

8. die Nutzung der mit Wohnungsfürsorgemitteln
im Sinne der §§ 87a und 111 II. WoBauG in der
bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung
geförderten Wohnung in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Einstellung in den öffentlichen
Dienst oder der Versetzung an den Dienstort
steht; in diesem Fall wird der Wohnungsinhaber
von der Ausgleichszahlung für die Dauer von 3
Jahren seit dem Bezug der Wohnung befreit;

9. ein Wohnungsinhaber die Wohnung aufgrund
eines Wohnberechtigungsscheins (§ 5 WoBindG in
Verbindung mit § 27 Abs. 3 Sätze 1 bis 3 WoFG)
nutzt, der innerhalb der letzten zwei Jahre vor
Beginn des Leistungszeitraums erteilt worden ist.
Entsprechendes gilt für die Mieterbenennung
nach § 4 Abs. 4 WoBindG und die Ausübung des
Besetzungsrechts nach § 4 Abs. 5 WoBindG;

10. ein Wohnungsinhaber die Wohnung aufgrund
eines nach § 5 WoBindG in Verbindung mit § 27
Abs. 3 Satz 4 WoFG innerhalb der letzten zwei
Jahre vor Beginn des Leistungszeitraums erteil-
ten Ausnahme-Wohnberechtigungsscheins nutzt; 

11. ein Wohnungsinhaber die Wohnung aufgrund
einer innerhalb der letzten zwei Jahre vor Beginn
des Leistungszeitraums erteilten Freistellung
nach § 7 WoBindG in Verbindung mit § 30 WoFG
oder einer Vereinbarung nach § 7 Abs. 2
WoBindG nutzt und

a) das anrechenbare Gesamteinkommen die maß-
gebende Einkommensgrenze nach § 9 WoFG
im Zeitpunkt der Antragstellung nicht über-
schritt, 

b) die Freistellung zur Förderung des Zusam-
menlebens mehrerer Generationen oder wegen
Pflegebedürftigkeit eines Wohnungsinhabers
oder eines Angehörigen in einer benachbarten
Wohnung erteilt worden ist 

oder

c) eine Wohnung gemäß § 16 Abs. 1 WoFG durch
Verwendung öffentlicher Mittel ausgebaut
oder erweitert wurde und der bisherige Woh-
nungsinhaber seine jetzige Wohnung inner-
halb dieser Ausbau- oder Erweiterungsmaß-
nahme bezogen hat.

Die Wohnfläche muss angemessen im Sinne des
§ 27 Abs. 4 WoFG sein;
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12. eine Freistellung nach

a) § 7 Abs. 1 WoBindG in Verbindung mit § 30
Abs. 1 Nr. 1 WoFG wegen des nach den örtli-
chen wohnungswirtschaftlichen Verhältnissen
entfallenen überwiegenden öffentlichen Inte-
resses an den Bindungen erteilt worden ist, 

b) § 7 Abs. 1 Nr. 2 WoBindG in der bis zum 31.
Dezember 2001 geltenden Fassung oder nach
§ 7 Abs. 1 WoBindG in Verbindung mit § 30
Abs. 1 Nr. 2 WoFG aus ausschließlichem oder
überwiegendem öffentlichen Interesse erteilt
worden ist,

c) § 7 Abs. 1 Nr. 2 Halbsatz 1 WoBindG in der bis
zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung
oder § 7 Abs. 1 WoBindG in Verbindung mit
§ 30 Abs. 1 Nr. 4 WoFG erteilt worden ist und
zu Beginn des Leistungszeitraums die zu-
grunde liegende Pflegebedürftigkeit eines
Wohnungsinhabers oder eines Angehörigen in
einer benachbarten Wohnung noch besteht 

oder

d) § 7 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a WoBindG in der
bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung,
nach § 7 Abs. 1 WoBindG in Verbindung mit
§ 30 Abs. 1 Nr. 3 WoFG zur Verhinderung oder
Beseitigung einseitiger Strukturen oder zur
Schaffung oder zum Erhalt sozial stabiler
Strukturen in der Wohnungsbelegung erteilt
worden ist.

Freistellungen nach Buchstaben a bis d steht eine
Vereinbarung nach § 7 Abs. 2 WoBindG in Ver-
bindung mit § 31 WoFG gleich.

(2) Die Ausnahmen sind ab Beginn des Monats, in
dem sie eingetreten sind, zu berücksichtigen.

(3) Von einer Festsetzung der Ausgleichszahlung kann
abgesehen werden, wenn in den letzten drei Jahren die
Ausgleichszahlung nicht beigetrieben werden konnte
und sich die Vermögensverhältnisse offensichtlich
nicht geändert haben. 

(4) Von der Ausgleichszahlung kann für einzelne Woh-
nungen, Wohngebäude oder Wirtschaftseinheiten ganz
oder teilweise abgesehen werden, wenn Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass die Vermietbarkeit sonst
während des Leistungszeitraums nicht gesichert wäre
oder wenn der vollständige oder teilweise Verzicht auf
die Ausgleichszahlung dem Erhalt oder der Förderung
sozial gemischter Belegungsstrukturen dient.

3. Abweichend von § 3 AFWoG gilt:

a) Anstelle von Absatz 1 und aufgrund des § 35 Abs. 1
Satz 2 WoFG wird bestimmt:

Das Einkommen und die Einkommensgrenze (Ein-
kommensverhältnisse) bestimmen sich gemäß §§ 9
und 20 bis 24 WoFG und nach Maßgabe dieses
Gesetzes. Alle Personen, die die Wohnung nicht nur
vorübergehend nutzen, sind zu berücksichtigen,
soweit sich nicht aus § 1 Abs. 2 AFWoG etwas
anderes ergibt.

A. Außer Ansatz bleiben 

– das Jahreseinkommen einer zu betreuenden Per-
son, die hilflos im Sinne des § 33b Abs. 6 Satz 2
des Einkommensteuergesetzes ist;

– die Ausbildungsvergütung eines zum Haushalt
rechnenden Kindes im Sinne des § 32 Abs. 1 bis
5 des Einkommensteuergesetzes, das noch nicht
das 27. Lebensjahr vollendet hat.

Bei der Ermittlung des Gesamteinkommens werden
folgende Freibeträge abgesetzt:

1. 1.640 Euro für jedes haushaltsangehörige Kind
unter zwölf Jahren, für das Kindergeld nach
dem Bundeskindergeldgesetz oder dem Einkom-
mensteuergesetz oder eine Leistung im Sinne
des § 4 Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes
oder des § 65 Abs. 1 des Einkommensteuergeset-
zes gewährt wird, wenn die Eltern oder Lebens-
partner wegen Erwerbstätigkeit oder Ausbil-
dung nicht nur kurzfristig vom Haushalt abwe-

send sind; § 24 Abs. 1 Nr. 4 WoFG ist nicht anzu-
wenden.

2. 665 Euro für jede schwerbehinderte Person mit
einem Grad der Behinderung von 50 bis unter
80, die nicht häuslich pflegebedürftig im Sinne
des § 14 des Elften Buches Sozialgesetzbuch
(SGB XI) ist,

3. 1.330 Euro für jede schwerbehinderte Person
mit einem Grad der Behinderung von 80 bis
unter 100, die nicht häuslich pflegebedürftig im
Sinne des § 14 des Elften Buches Sozialgesetz-
buch (SGB XI) ist, 

4. 665 Euro für jede häuslich pflegebedürftige Per-
son der Pflegestufe I, die nicht zugleich schwer-
behindert nach dem Neunten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB IX) ist,

5. 1.330 Euro für jede häuslich pflegebedürftige
Person der Pflegestufe II oder III, die nicht
zugleich schwerbehindert nach dem Neunten
Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) ist.

b) Anstelle von Absatz 2 gilt:

Maßgebend sind die Verhältnisse am 1. April des
dem Leistungszeitraum (§ 4 AFWoG in Verbindung
mit Nummer 4 vorausgehenden Jahres. Abwei-
chend hiervon sind

1. in den Fällen der Nummer 4 Buchstabe c der
Zeitpunkt der Aufforderung nach Nummer 5
Abs. 1 

und

2. in den Fällen der Nummer 7 Abs. 2 der Zeit-
punkt der Änderung der Verhältnisse maßge-
bend. Wird die Wohnung nach dem Stichtag lt.
Satz 1 und vor Beginn des folgenden Leistungs-
zeitraums bezogen, so bestimmen sich die Ein-
kommensverhältnisse ebenfalls nach den Ver-
hältnissen an diesem Stichtag.

c) Liegen die Voraussetzungen für die Leistung
einer Ausgleichszahlung bereits bei Bezug der
Wohnung vor, so ist die Ausgleichszahlung ab
dem auf den Bezug folgenden Monatsersten zu
leisten. In diesen Fällen sind

– abweichend von Nummer 1 Abs. 1 Satz 2 das
zulässige Entgelt und der Höchstbetrag bei
Bezug der Wohnung zugrunde zu legen 

– und 

– abweichend von Nummer 3 Buchstabe b Satz
1 die Verhältnisse neun Monate vor Beginn der
Leistungspflicht maßgebend. Sind die Ein-
kommensverhältnisse innerhalb dieses Zeit-
raumes entsprechend Buchstabe a überprüft
worden, so ist das Ergebnis dieser Prüfung
zugrunde zu legen.

Für die Berücksichtigung von Ausnahmetatbe-
ständen gemäß Nummer 2 wird anstelle des
Beginns des Leistungszeitraums der Zeitpunkt
des Bezugs zugrunde gelegt.

4. Abweichend von § 4 AFWoG und aufgrund des § 36
Abs. 1 Nr. 3 WoFG wird bestimmt:

a) Absatz 1 wird wie folgt ergänzt:

Der Sozialwohnungsbestand ist in folgende Jahr-
gangsgruppen aufgeteilt:

a) Wohnungen, für die öffentliche Mittel vor dem 1.
Januar 1955, nach dem 31. Dezember 1973 oder
Fördermittel nach dem WoFG seit dem 1. Januar
2003 bewilligt, gewährt oder übertragen worden
sind (Jahrgangsgruppe I),

b) Wohnungen, für die öffentliche Mittel nach dem
31. Dezember 1954 bis vor dem 1. Januar 1963
bewilligt worden sind (Jahrgangsgruppe II),

c) Wohnungen, für die öffentliche Mittel nach dem
31. Dezember 1962 bis vor dem 1. Januar 1974
bewilligt worden sind (Jahrgangsgruppe III).
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Die Leistungszeiträume beginnen:

a) für Inhaber von Wohnungen der Jahrgangsgruppe
II am 1. Januar 2005,

b) für Inhaber von Wohnungen der Jahrgangsgruppe
III am 1. Januar 2006,

c) für Inhaber von Wohnungen der Jahrgangsgruppe I
am 1. Januar 2007.

Abweichend von den Sätzen 1 und 2 können die zu-
ständigen Stellen den Sozialwohnungsbestand und
die mit Wohnungsfürsorgemitteln geförderten Woh-
nungen jeweils in drei etwa gleich große neue Jahr-
gangsgruppen 1 bis 3 einteilen und für jede neue
Jahrgangsgruppe als jeweiligen Beginn des Leis-
tungszeitraums den 1. Januar eines von drei aufei-
nander folgenden Kalenderjahren bestimmen. Die
Leistungszeiträume für Inhaber von Wohnungen,
die einer neuen Jahrgangsgruppe zugeordnet wer-
den, verkürzen oder verlängern sich entsprechend.

Entsprechendes gilt für die nach dem WoFG geför-
derten Wohnungen ab dem 1. Januar 2008.

Alle Haushalte, die von einer Neueinteilung der
Jahrgangsgruppen betroffen sind, sind schriftlich
über die Neueinteilung des Wohnungsbestandes
und den jeweiligen Beginn des Leistungszeitraums
zu informieren; erteilte Leistungsbescheide sind
entsprechend abzuändern.

b) Anstelle von § 4 Abs. 2 AFWoG und aufgrund des §
36 Abs. 1 Nr. 3 WoFG gilt:

Die Leistungspflicht beginnt mit dem Beginn des
Leistungszeitraums, auch wenn der Leistungsbe-
scheid später erlassen wird. In diesem Fall ist die
Ausgleichszahlung rückwirkend frühestens vom
ersten Tag des sechsten Monats vor Bekanntgabe
des Leistungsbescheides festzusetzen. Satz 2 gilt
entsprechend bei verspätet erlassenem Leistungs-
bescheid in den Fällen der Nummer 3 Buchstabe c
Satz 1.

Der Leistungsbescheid kann regelmäßig nur inner-
halb des Leistungszeitraums erteilt werden; ist die
Wohnung in den letzten sechs Monaten eines Leis-
tungszeitraums bezogen worden, so kann die Aus-
gleichszahlung für den vorhergehenden Leistungs-
zeitraum auch noch im ersten Halbjahr des neuen
Leistungszeitraums rückwirkend festgesetzt und
beschränkt werden. Nummer 7 Abs. 2 Satz 3 Halb-
satz 2 bleibt unberührt.

c) Anstelle von § 4 Abs. 4 Satz 3 AFWoG gilt:

Die zuständige Stelle kann sich vorbehalten, die
Einkommensverhältnisse innerhalb des Leistungs-
zeitraums erneut zu überprüfen. Wird eine erstma-
lige, niedrigere oder höhere Leistungspflicht fest-
gestellt, so beginnt sie am Monatsersten nach
Änderung der Einkommensverhältnisse, frühestens
am ersten Tag des Kalendermonats, der auf den
Zeitpunkt der Aufforderung (Nummer 3 Buchstabe
b Nr. 1) folgt. 

d) Anstelle von § 4 Abs. 5 AFWoG gilt:

Die monatliche Ausgleichszahlung ist auf einen
vollen Euro-Betrag abzurunden. Beträge bis zu 10
Euro monatlich sind vierteljährlich, höhere Beträge
monatlich im Voraus zu entrichten. 

5. Abweichend von § 5 AFWoG wird bestimmt:

(1) Jeder Wohnungsinhaber hat auf Aufforderung 

1. die Personen zu benennen, die die Wohnung nicht
nur vorübergehend nutzen sowie

2. deren Einkommen,

3. das gezahlte Entgelt und

4. das Vorliegen der Ausnahmen nach Nummer 2
Abs. 1 nachzuweisen.

Ihm ist hierzu eine angemessene Frist einzuräumen,
die erforderlichenfalls verlängert werden soll. Gegen-
über dem Wohnungsinhaber, der die Aufforderung
nach Satz 1 erhalten hat, ist jeder andere Wohnungs-
inhaber verpflichtet, die erforderlichen Auskünfte zu

geben und die entsprechenden Unterlagen auszuhän-
digen. Die Auskunfts- und Nachweispflicht ist auch
erfüllt, wenn Wohnungsinhaber die Auskünfte und
Unterlagen der zuständigen Stelle direkt übermitteln.

(2) Werden innerhalb der Frist nach Absatz 1 Satz 2
der zuständigen Stelle entgegen Absatz 1 Satz 1 Zif-
fern 1 und 2 die Auskünfte nicht erteilt oder die Nach-
weise nicht vorgelegt, so wird vermutet, dass eine Aus-
nahme von der Leistungspflicht (Nummer 2 Abs. 1)
nicht vorliegt und die Einkommensgrenze um mehr als
80 v.H. überschritten wird. Wird die Verpflichtung
nach Absatz 1 Satz 1 Ziffern 1 und 2 nachträglich
erfüllt, so ist vom ersten Tag des nächsten Kalender-
monats an nur der Betrag zu entrichten, der sich nach
Nummer 1 ergibt. Wird das gezahlte Entgelt im Sinne
von Absatz 1 Satz 1 Ziffer 3 nachträglich bekannt
gegeben, so ist die Ausgleichszahlung rückwirkend ab
Beginn der Leistungspflicht auf den Unterschiedsbe-
trag zwischen dem für die Wohnung gezahlten Entgelt
und dem für sie geltenden Höchstbetrag zu beschrän-
ken. 

Nummer 2 Abs. 2 und Artikel 1 Abs. 2 Nr. 3 bleiben
unberührt.

(3) Alle Behörden, insbesondere die Finanzbehörden,
sowie die Arbeitgeber haben der zuständigen Stelle
Auskunft über die Einkommensverhältnisse zu ertei-
len, soweit dies für die Festsetzung der Ausgleichszah-
lung erforderlich ist und begründete Zweifel an der
Richtigkeit der Angaben und der hierzu vorgelegten
Nachweise bestehen. Vor einem Auskunftsersuchen an
den Arbeitgeber soll dem Wohnungsinhaber oder der
zur Angabe des Einkommens verpflichteten Person
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 

Die zuständige Stelle darf die Auskünfte einholen,
wenn eine Überprüfung der vorgelegten Nachweise
erforderlich ist oder der Betroffene eingewilligt hat
(§ 4 Datenschutzgesetz NRW).

6. § 6 Abs. 1 bis 4 AFWoG sind nicht anzuwenden.

7. Anstelle von § 7 AFWoG gilt:

(1) Die Leistungspflicht erlischt für alle Wohnungsin-
haber mit dem Beginn des Monats, in dem

a) die Wohnung nicht mehr als öffentlich gefördert im
Sinne des WoBindG gilt oder

b) die geförderte Wohnung nicht mehr der Mietbin-
dung unterliegt,

c) keiner der Inhaber einer Wohnung diese mehr
nutzt.

Für den Adressaten des Leistungsbescheides erlischt
die Leistungspflicht mit Beginn des Monats, in dem er
die Wohnung nicht mehr nutzt.

(2) Ändern sich die für die Leistungspflicht maßgeben-
den Verhältnisse zugunsten des Wohnungsinhabers
nach den in Nummer 3 Buchstaben b und c bestimm-
ten Zeitpunkten, so ist die Leistungspflicht auf den
Betrag herabzusetzen, der den geänderten Verhältnis-
sen entspricht, wenn

a) die Änderung der Einkommensverhältnisse für
mindestens sechs Monate andauert und zu einer
geringeren Leistungspflicht oder zu ihrem Wegfall
führt oder

b) sich im Verlaufe des Leistungszeitraums entweder
das zulässige Entgelt nach Nummer 1 Abs. 2 erhöht
oder der Höchstbetrag verringert, so dass das
zulässige Entgelt zusammen mit der Ausgleichs-
zahlung den Höchstbetrag überschreitet.

Die Herabsetzung erfolgt auf Antrag mit Beginn des
Monats, in dem sich die Verhältnisse geändert haben.
Der Antrag kann regelmäßig nur innerhalb des Leis-
tungszeitraums gestellt werden; ist die Wohnung in
den letzten sechs Monaten eines Leistungszeitraums
bezogen worden, so kann der Antrag auch noch im ers-
ten Halbjahr des neuen Leistungszeitraums gestellt
und unverzüglich beschieden werden.

(3) Bei einer Änderung der Einkommensgrenzen nach
§ 9 WoFG in Verbindung mit § 1 Abs. 2 der Verordnung
zum Wohnraumförderungsgesetz (VO WoFG NRW)
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(2) Auf Entscheidungen, die einen Zeitraum vor dem 1.
Januar 2005 betreffen, ist das Gesetz über den Abbau der
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen für das Land
Nordrhein-Westfalen (AFWoG NRW) in der bis zum 31.
Dezember 2004 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

Artikel 4

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft und am
31. Dezember 2010 außer Kraft.

Düsseldorf, den 16. März 2004

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Minister
für Städtebau und Wohnen,

Kultur und Sport

Dr. Michael  V e s p e r

– GV. NRW. 2004 S. 137

2000
Drittes Gesetz zur Änderung 

des Gesetzes über die Nordrhein-Westfälische 
Akademie der Wissenschaften

Vom 16. März 2004

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Drittes Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Nordrhein-Westfälische 

Akademie der Wissenschaften

Artikel 1

Das Gesetz über die Nordrhein-Westfälische Akademie
der Wissenschaften vom 16. Juli 1969 (GV. NRW. S. 531),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. März 2000 (GV.
NRW. S. 247), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

Die Wörter „der Ministerpräsidentin oder des Minis-
terpräsidenten“ werden durch die Wörter „der für die
Wissenschaft zuständigen Ministerin oder des für die
Wissenschaft zuständigen Ministers“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

Die Wörter „die Ministerpräsidentin oder der Minis-
terpräsident“ werden durch die Wörter „die für die
Wissenschaft zuständige Ministerin oder der für die
Wissenschaft zuständige Minister“ ersetzt.

3. § 8 Abs. 5 Satz 2 wird wie folgt geändert:

Die Wörter „der Ministerpräsidentin oder des Minis-
terpräsidenten“ werden durch die Wörter „der für die
Wissenschaft zuständigen Ministerin oder des für die
Wissenschaft zuständigen Ministers“ ersetzt.

Artikel 2

Die Landesregierung überprüft die Auswirkungen die-
ses Gesetzes und berichtet dem Landtag über das Ergeb-
nis der Überprüfung spätestens bis zum Ablauf des 31.
März 2009.

Artikel 3

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 2004 in
Kraft.

142

vom 17. Dezember 2002 (GV. NRW. S.648) erfolgt die
Herabsetzung von Amts wegen nur für Inhaber von
Wohnungen der Jahrgangsgruppe, die zum Zeitpunkt
des In-Kraft-Tretens der geänderten Einkommens-
grenzen neu veranlagt werden. Hierbei ist das aus der
Sicht des maßgebenden Stichtages festgestellte
Gesamteinkommen oder das Ergebnis einer danach
durchgeführten Einkommensprüfung der neuen Ein-
kommensgrenze gegenüberzustellen.

Für Leistungspflichtige der übrigen Jahrgangsgruppen
verringert sich die Ausgleichszahlung um 0,25 Euro je
Quadratmeter Wohnfläche monatlich; Anträge auf
Herabsetzung sind nicht zulässig, soweit sie sich aus-
schließlich auf die Erhöhung der Einkommensgrenzen
beziehen. Die zuständige Stelle teilt den Leistungs-
pflichtigen die sich aus Satz 3 ergebende neue Leis-
tungspflicht mit.

8. Anstelle von § 10 Abs. 1 AFWoG und ergänzend zu
§ 34 Abs. 6 WoFG wird bestimmt:

(1) Die zuständige Stelle hat die eingezogene Aus-
gleichszahlung an das Land abzuführen. Das Aufkom-
men ist laufend für die soziale Wohnraumförderung
nach dem Wohnraumförderungsgesetz sowie zur
Finanzierung der auf der Grundlage des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes bewilligten Förderungen zu ver-
wenden. Abweichend von Satz 1 steht das Aufkommen
der Ausgleichszahlung für Wohnungen, die aus-
schließlich mit öffentlichen Mitteln oder mit Woh-
nungsfürsorgemitteln der Gemeinden oder Gemeinde-
verbände gefördert worden sind, unmittelbar den Dar-
lehens- oder Zuschussgebern zu. Das Aufkommen ist
laufend für die soziale Wohnraumförderung nach dem
Wohnraumförderungsgesetz zu verwenden, soweit
hierfür ein Bedarf besteht.

Das Aufkommen darf nur in den Erhebungsgebieten
eingesetzt werden.

(2) Für die Durchführung des AFWoG und dieses
Gesetzes nach Maßgabe der Nummer 4 Buchstabe a
erhalten die Gemeinden und Kreise als zuständige
Stellen je Leistungszeitraum Verwaltungskostenbei-
träge aus der Summe der abgeführten Ausgleichszah-
lungen. Die Verwaltungskostenbeiträge betragen 

1. 31,– Euro je öffentlich geförderte oder nach dem
WoFG geförderte Miet- und Genossenschaftswoh-
nung einer Jahrgangsgruppe, für die öffentliche
Mittel des Landes oder Bundes bewilligt worden
sind, zuzüglich

2. 36,– Euro je Wohnung, für die entweder öffentli-
che Mittel des Landes oder des Bundes oder För-
dermittel des Landes oder des Bundes nach dem
WoFG bewilligt worden sind und für deren Inha-
ber die zuständige Stelle eine Ausgleichszahlung
festgesetzt hat.

Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Wohnungen im
Sinne des Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c.

Die Gemeinden und Kreise als zuständige Stellen
erhalten einen Verwaltungskostenbeitrag von 2,50
Euro je Mitteilung einer geänderten Leistungspflicht
nach Artikel 2 Nr. 7 Abs. 3 Sätze 3 und 4 AFWoG
NRW.

9. § 11 AFWoG ist mit folgender Maßgabe anzuwenden:

Die Landesregierung ist befugt, einer Stelle außer-
halb der Landesverwaltung die Wahrnehmung der
sich aus § 9 AFWoG ergebenden Aufgaben zu über-
tragen; dasselbe gilt für Wohnungen, die überwie-
gend mit Wohnungsfürsorgemitteln gefördert worden
sind.

10. § 14 Abs. 2 AFWoG ist nicht anzuwenden.

Artikel 3

(1) Das Gesetz über den Abbau der Fehlsubventionie-
rung im Wohnungswesen für das Land Nordrhein-West-
falen (AFWoG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 30. März 2000 (GV. NRW. S. 356), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 2001 (GV. NRW.
S. 857), wird mit Wirkung vom 1. Januar 2005 aufgeho-
ben; Absatz 2 bleibt unberührt.
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Düsseldorf, den 16. März 2004

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Innenminister
zugleich für den Finanzminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

Der Justizminister

Wolfgang  G e r h a r d s

Die Ministerin 
für Wissenschaft und Forschung

Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Städtebau und Wohnen, 

Kultur und Sport

Dr. Michael  V e s p e r 

– GV. NRW. 2004 S. 142

223
Berichtigung 

der Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Ausführung des § 5 Schulfinanzgesetz für das

Schuljahr 2004/2005 
vom 24. Februar 2004 (GV. NRW. S. 108)

Vom 15. März 2004

In Artikel 1 Nr. 2 werden hinter der Angabe „§ 4“ die
Wörter „Abs. 2“ eingefügt und der nachfolgende Text mit
dem Klammerzusatz „(2)“ eingeleitet.

– GV. NRW. 2004 S. 143
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